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50 Einsprachen und nun 
betretenes Schweigen! Aus 
Kolumnen, Leserbriefen 

und Gesprächen stelle ich fest, 
dass kaum jemand weiss, was nun 
betreffend Westast rechtlich 
eigentlich läuft. Ich versuche, als 
Laie mit etwas Erfahrung in sol-
chen Prozessen, einige Punkte 
klarzustellen. 

1. Das abgelaufene Einsprache-
verfahren ist ein rechtlich vorge-
sehenes Verfahren und kein Ver-
zögerungsverfahren zu einem 
Bauprojekt. Auch ein Gegner des 
Projekts muss seine Rechte in 
diesem Verfahren wahren dürfen.  

2. Gemäss Nationalstrassenge-
setz kann das Volk nach dem 
Netzbeschluss nicht mehr zu je-
dem Kilometer Autobahn Stel-
lung nehmen. Dies macht Sinn, 
sonst hätten wir wohl kaum die 
Hälfte der Autobahnen gebaut.  

3. In der Stadt allerdings muss 

(darf ) das Volk zu jeder Strassen-
vorlage an die Urne. Beispiele 
sind der Bahnhof- oder Neu-
marktplatz und zukünftige flan-
kierende Massnahmen zur A5, 
ohne die der Westast sinnlos 
wäre. 

4. Das abgeschlossene Einspra-
cheverfahren dient dazu, Betrof-
fenen auch im Autobahnbau Ge-
hör zu verschaffen oder allfällige 
von planenden Fachleuten ge-
machte Fehler zu bemängeln und 
deren Korrektur zu verlangen. Er-
wartet wird aus diesem Verfahren 
Folgendes: Erstens ein Baupro-
jekt, das allen rechtlichen Vorga-
ben entspricht. Bei einem so riesi-
gen Projekt sind die verschiedens-
ten Gesetze zu beachten, sodass 
das Verfahren entsprechend kom-
plex wird. Zweitens ein Baupro-
jekt, das optimal an die heutige Si-
tuation und wo möglich an die Si-
tuation in 15 bis 20 Jahren (Bau-
ende!) angepasst ist. Das generelle 
Projekt wurde ja vor über zehn 
Jahren erstellt. Es muss also am 
Ende ein Projekt sein, das wäh-
rend der Bauzeit von 15 bis 20 
Jahren und insbesondere wäh-
rend der Betriebsdauer von 50 bis 
100 Jahren (!) umweltverträglich 
ist. 2,5 bis 3 Milliarden Franken 

Ausgaben macht man ja nicht so 
schnell rückgängig. 

5. Zuständig in diesem Verfah-
ren sind nicht mehr, wie bisher, 
Politiker und Fachleute, sondern 
Juristen. Wir leben ja zum Glück 
nicht in der Türkei. In erster Ins-
tanz sind das meines Wissens Ju-
risten des zuständigen Bundesde-
partements. In letzter Instanz 
kann es das Bundesgericht sein. 
Auch dieser Weiterzug einer Ein-
sprache ist rechtlich geregelt und 
ein demokratisches Recht. Was 
nicht zu verwechseln ist mit 
Rechthaberei. Denn entscheiden 
werden ja neutrale Richter.  

6. Zeitaufwand für diese Ver-
fahren: Bis zu einem Bundesge-
richtsentscheid sollte man wohl  
drei bis vier Jahre rechnen. Die 
Richter müssen ja Fachgutachten 
zu den Einwänden einholen und 
neutral begutachten. Wenn nur 
wenige Verbesserungen an die-
sem Monsterprojekt gemacht 
werden können ist es, nach 30 bis 
40 Jahren Vorplanung, gewonne-
ne Zeit. Wer die fundierten Ein-
sprachen von VCS und Stiftung 
für Landschaft gelesen hat (auch 
für Politiker und Befürworter 
empfehlenswert!) kann nur hof-
fen, dass die Verbesserungen 

grösseres Ausmass haben wer-
den. Würde dann das Auflagepro-
jekt ohne Korrekturen von den 
Juristen genehmigt, kann sofort 
mit Bauen begonnen werden. 

Sollten Mängel am Auflagepro-
jekt gefunden werden, muss das 
Projekt überarbeitet werden. Wie 
tiefgreifend, hängt von den Rich-
tern, vor allem aber von der Qua-
lität des Auflageprojekts und den 
durch die Einsprecher gerügten 
Mängel ab. 

Was kann man daraus schlies-
sen? Das Übliche wäre wohl, Be-
fürworter und Gegner warten mit 
«roten Gringe» und gegenseitigen 
Schuldzuweisungen auf einen 
Entscheid, der keine Partei ganz 
befriedigen wird. Ich könnte mir 
aber auch vorstellen, dass man 
die drei Jahre für einen demokra-
tischen Prozess nutzt und die ge-
rügten Mängel dem Auflagepro-
jekt offen gegenüberstellt unter 
einem wirklichen Einbezug der 
Bevölkerung. Es hat in den Ein-
sprachen auch unkonventionelle, 
aber interessante Vorschläge, die 
man unter Betroffenen diskutie-
ren müsste, parallel zur Arbeit 
der Juristen. 

Da wir zum Glück noch nicht 
türkische, ungarische oder ameri-

kanische Verhältnisse haben, gibt 
es bei uns immer auch noch einen 
politischen Prozess. Den müssen 
unsere gewählten Politiker mit 
uns betroffenen Bürgern jetzt 
einläuten. Das darf auch etwas 
kosten. Zum Beispiel für die Lei-
tung des Prozesses durch ein 
neutrales Büro. 

Also, Gemeinderäte, Stadtprä-
sidenten von Biel und Nidau, der 
Ball ist nun wieder bei euch. Wir 
haben euch gewählt, um Proble-
me zu lösen, denke ich, und danke 
euch dafür.    

Kurt Rohner war Architekt und Raum-
planer mit eigenem Büro in Biel. Zu-
vor war er beim Kanton Bern 20 Jahre 
lang Kreisplaner für das Seeland. Er ist 
Mitglied im Komitee «Westast – so 
nicht!». In dieser Rubrik erhalten Per-
sönlichkeiten aus der Region eine 
Plattform: Hier können sie auf Anfrage 
der Redaktion pointiert Stellung neh-
men; ihre Meinung braucht sich nicht 
mit jener der Redaktion zu decken. 

Carte Blanche 

Kaum einer 
weiss, was 
eigentlich läuft

 
Kurt Rohner

Nachrichten

Unicef-Label 
Grenchen ist 
kinderfreundlich 
Grenchen erhält für seine An-
strengungen in der Kinder- und 
Jugendarbeit das Unicef-Label 
Kinderfreundliche Gemeinde. 
Der Auszeichnung vorausgegan-
gen ist ein vierstufiger Prozess –  
als letzter Schritt wurden An-
fang Juni die Massnahmen für 
den Aktionsplan für die städti-
sche Kinder- und Jugendarbeit  
bis ins Jahr 2021 evaluiert. «Ein 
weiteres Ziel auf dem Weg zur 
attraktiven Wohnstadt ist er-
reicht», lässt sich Stadtpräsident 
François Scheidegger in der Mit-
teilung zitieren. mt 

Biel 
Langer Rückstau  
nach Kollision 
Weil bei der  Migros Madretsch 
am Donnerstagabend ein Velo-
fahrer mit einem Fussgänger kol-
lidierte, musste die Ambulanz 
auffahren und eine verletzte Per-
son ins Spital bringen. Deshalb 
kam es zu langen Rückstaus. asb

Hier verkriechen sich künftig die Fische 
Biel An verschiedenen Stellen in der Schüss sind letzte Woche Holzbündel und Steinplatten eingebaut worden. Hinter dem Projekt steht 
unter anderen der Energie Service Biel. Das Vorhaben soll dazu beitragen, dass sich Fische in der Schüss wieder wohler fühlen. 

Jana Tálos 

Das Leben in der Schüss war für 
Fische in Biel bisher alles andere 
als gemütlich: Vom Ausgang der 
Taubenlochschlucht bis zur Mün-
dung in den See ist der Fluss 
durchwegs kanalisiert. Es gibt 
kaum Möglichkeiten, um sich zu 
verkriechen, sich vor Feinden zu 
schützen, geschweige denn in 
Ruhe zu laichen. Der Fischbe-
stand, der sich hauptsächlich aus 
Bachforellen zusammensetzt, ist 
in den letzten Jahrzehnten stetig 
zurückgegangen. Während die 
Fangerträge der Angelfischer zwi-
schen Rondchâtel und Bielersee 
1995 noch bei 1800 Exemplaren 
lagen, wurden 2015 nur noch 
knapp 400 Fische aus dem Fluss 
gezogen. 

Das soll sich nun ändern. Die 
Ökofonds der Bernischen Kraft-
werke (BKW) und des Energie 
Service Biel (ESB) haben zusam-
men mit dem Renaturierungs-
fonds des Kantons Bern ein Pro-
jekt auf die Beine gestellt, das die 
Lebensräume der Fische in der 
Schüss aufwerten soll. In drei Ab-
schnitten des Flusses sind in den 
vergangenen zwei Wochen über 
50 Bündel aus toten Ästen, soge-
nannte Totholzfaschinen, ange-
bracht worden. Nach der Schleuse 
bei der Schwanenkolonie hat man 
zudem zwei Unterstände aus Ju-
rakalkstein-Platten verbaut. «Sie 
bieten den Fischen künftig ein op-
timales Versteck», sagt Martin 
Schädeli vom ESB-Ökofonds Tau-
benlochstrom, der die Gesamtpro-
jektleitung übernommen hat. 

Denkmalschutz 
auf den Plan gerufen 
Ein Augenschein vor Ort zeigt: Die 
Totholzfaschinen, die je nach 
Breite des Flusses eine Länge zwi-
schen 1,5 und 2,5 Metern aufwei-
sen (siehe Bild unten), sind von 
Weitem kaum zu erkennen. Sie 
passen sich perfekt in ihre Umge-
bung ein. Ganz im Gegensatz zu 
den Steinplatten, die mit ihrer 
noch weisslich-gelben Oberfläche 
sofort Blicke auf sich ziehen. Ein 
Fakt, der in der Projektierungs-
phase gar den Denkmalschutz auf 
den Plan rief. «Durch Gespräche 
konnte aber eine Lösung gefun-

den werden, die für beide Parteien 
akzeptabel ist», sagt Schädeli. So 
wurde sichergestellt, dass sich die 
gewählten Steinplatten durch die 

Natur farblich anpassen und ir-
gendwann nicht mehr auffallen. 

Der Denkmalschutz war bei der 
Planung jedoch nicht das eigentli-

che Problem. Um überhaupt in 
der Schüss bauen zu dürfen, 
musste das Projekt eine ganze 
Reihe von Hochwasserschutzauf-

lagen erfüllen. «Diese sind auf 
städtischem Gebiet ziemlich aus-
führlich», sagt Schädeli. Zu gross 
ist die Gefahr, dass bei Hochwas-
ser die zusätzlichen Verbauungen 
zu Überschwemmungen führen 
könnten. Um herauszufinden, 
welche Stellen der Schüss sich 
eignen, hat der ESB eine Mach-
barkeitsstudie in Auftrag gege-
ben. «Die Ingenieure mussten da-
für den ganzen Flusslauf vermes-
sen», sagt Schädeli.  

Innert anderthalb  
Wochen gebaut 
Am Ende waren es denn nur drei 
Orte, die für die Bauten in Frage 
kamen: Der erste Abschnitt der 
Hauptschüss unterhalb des Tau-
benlochkraftwerks bis zur neu er-
stellten Schüssinsel, das erste 
Stück des sogenannten Madret-
scharms, der beim Hauserwehr 

aus der Hauptschüss abzweigt 
und die bereits erwähnte Stelle 
unterhalb der Schleuse bei der 
Schwanenkolonie. 

Letztere ist wiederum die Ein-
zige, an der die Unterstände aus 
Stein problemlos eingesetzt wer-
den können. Hier ist der Wasser-
stand stets tief und steigt bei Hoch-
wasser aufgrund der Schleuse nur 
einige Zentimeter an.  

Während die ganze Projektpla-
nung über sechs Jahre in An-
spruch nahm, ging die Realisie-
rung in einem Zug über die Bühne: 
Vorletzte Woche wurden die Bau-
arbeiten in Angriff genommen. 
«Die Bedingungen waren ideal», 
sagt Schädeli: tiefer Wasserstand, 
kein einziger Tag Regen. Bereits 
am letzten Dienstag waren die 
Arbeiten abgeschlossen. 

Projekt kostet bis  
zu 90 000 Franken 
Damit sich in den Steinplatten-
unterständen kein Material an-
sammelt, hat das Bauunterneh-
men die Steine so angebracht, dass 
man sie bei Bedarf verschieben 
könnte. «Das würde dann der Fi-
schereiinspektor übernehmen», 
sagt Schädeli. Auch die Totholzfa-
schinen sind so angebracht, dass 
sie sich bei starker Strömung lö-
sen. Sie könnten ohne Probleme 
ersetzt werden, so Schädeli. 

Insgesamt wurden für das Pro-
jekt 70 000 Franken budgetiert, 
die zu je einem Drittel von den 
beiden Ökofonds und dem kanto-
nalen Renaturierungsfonds über-
nommen werden. «Ich denke 
aber, dass die Projektierungskos-
ten den Betrag deutlich über-
schritten haben», sagt Schädeli. 
Er rechnet deshalb mit einer Ge-
samtsumme von 90 000 Franken. 

Bleibt zu hoffen, dass die Fische 
die Anlagen künftig auch nutzen. 
Denn die Fonds haben mit ihrem 
Projekt nicht bloss die Bachfo-
relle, sondern insbesondere auch 
die seltene Seeforelle ins Auge ge-
fasst, die den Fluss als Laichgebiet 
nutzen soll. «Wir gehen fest davon 
aus, dass es wieder mehr Fische 
geben wird», sagt Schädeli. In 
einem Jahr wird die Anlage dann 
in die Hände der Syndicat d’amé-
nagement des eaux de la Suze 
übergeben.

Unter den Jurakalksteinplatten unterhalb der Schleuse bei der Schwanenkolonie können sich Fische vor Feinden verstecken. Bilder: Jana Tálos

Der ESB-Ökofonds 
Taubenlochstrom 

• Der Ökofonds Taubenlochstrom 
ist ein Projekt des Energie Service 
Biel, der durch Einnahmen des 
Stromverkaufs aus dem Kleinwas-
serkraftwerk unterhalb der Tau-
benlochschlucht gespiesen wird. 
• Mit dem Ökofonds werden öko-
logische Projekte oberhalb und 
unterhalb des Wasserkraftwerks 
mitfinanziert. 
• Meistens beteiligt sich der Öko-
fonds an Projekten von Dritten. Bei 
der Fischförderung in der Schüss 
hat er zum ersten Mal die opera-
tive Leitung übernommen. jat Die Totholzfaschinen passen sich ideal in ihre Umgebung ein.


